
Aktenzeichen: 6 AZR 311/90 
Bundesarbeitsgericht 6. Senat

I. Arbeitsgericht 
Göttingen

II. Landesarbeitsgericht Niedersachsen

Urteil vom 12. März 1992
- 6 AZR 311/90 -
Urteil vom 27. Juli 1989
- 1 Ca 158/89 -
Urteil vom 14. März 1990
- 7 (13) Sa 1408/89 -

Für die Amtliche Sammlung: Ja 
Für die Fachpresse : Ja
Für das Bundesarchiv : Nein

Entscheidungsstichwort:
Tarifvorrang bei Teilzeitarbeit

Gesetz:
BeschFG 1985 Art. 1 §§ 4, 6; Tarifvertrag über die Regelung 
der Rechtsverhältnisse der nicht vollbeschäftigten amtlichen 
Tierärzte und Fleischkontrolleure in öffentlichen Schlacht­
höfen und in Einfuhruntersuchungsstellen (TV) vom 1. April 
1969 §§ 12, 13; BGB §§ 134, 315, 615, 622, 626; KSchG §§ 1, 2

Leitsätze:

1. Bestimmt ein Tarifvertrag, daß sich die Arbeitszeit teilzeitbeschäftigter Arbeitnehmer nach dem Arbeitsanfall 
richtet, ohne zugleich eine bestimmte Dauer der Arbeitszeit 
festzulegen, so findet die für einzelvertragliche Vereinba­
rungen geltende Bestimmung des § 4 Abs. 1 Halbsatz 2 BeschFG, 
wonach eine wöchentliche Arbeitszeit von sehn Stunden als 
vereinbart gilt, keine Anwendung.
2. Eine solche Tarifnorm ist, soweit sie von der Festlegung 
einer bestimmten Dauer der Arbeitszeit absieht, nicht wegen 
Verstoßes gegen zwingende Vorschriften des Kündigungs- und 
Kündigungsschutzrechts unwirksam.
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6 AZR 311/90
7 (13) Sa 1408/89 Niedersachsen
Verkündet am 
12. März 1992
Höhmann,
Regierungsobersekretärin 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes!

Urteil
In Sachen

PP.

hat der Sechste Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 12. März 1992 durch den Vorsitzenden 
Richter Dr. Peifer, die Richter Prof. Dr. Jobs und Dr. Freitag 
sowie die ehrenamtlichen Richter Spiegelhalter und Hilgenberg für
Recht erkannt:
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-  2 -

1. Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Niedersachsen vom 
14. März 1990 - 7 (13) Sa 1408/89 - in der Ko­
stenentscheidung und insoweit aufgehoben, als es der Klage stattgegeben hat.

2. Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil des Arbeitsgerichts Göttingen vom 27. Juli 
1989 - 1 Ca 158/89 - abgeändert:
Die Klage wird in vollem Umfange abgewiesen.

3. Die Kosten des Rechtsstreits werden dem Kläger 
auferlegt.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d  :

Der Kläger ist seit dem 1. Juli 1986 im Schlachthof der Be­
klagten als Fleischbeschauer und Trichinenschauer beschäftigt.
Auf das Arbeitsverhältnis findet aufgrund arbeitsvertraglicher 
Vereinbarung der Tarifvertrag über die Regelung der Rechtsver­
hältnisse der nicht vollbeschäftigten amtlichen Tierärzte und 
Fleischkontrolleure in öffentlichen Schlachthöfen und in Einfuhr­
untersuchungsstellen (TV) vom 1, April 1969 Anwendung. Hinsicht­
lich der Arbeitszeit und der Vergütung ist darin folgendes be­
stimmt:

§ 12 
Arbeitszeit

Die Arbeitszeit des Angestellten richtet sich 
nach dem Arbeitsanfall. Die möglichst gleichmäßi­
ge Heranziehung zur Arbeitsleistung wird vom Ar­
beitgeber geregelt. Ist der Angestellte verhin­
dert, seine Arbeit aufzunehmen, hat er dies dem 
Arbeitgeber unverzüglich anzuzeigen.
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§ 13

- 3

Vergütung
(1) Vergütung wird nur für angeordnete und gelei­
stete Arbeit gezahlt. Ist der Angestellte nach Aufforderung zur Arbeit erschienen und werden 
seine Dienste aus einem von ihm nicht zu vertre­
tenden Grunde nicht oder weniger als zwei Stunden 
in Anspruch genommen, wird die Vergütung für zwei 
Stunden gezahlt.

Bis zum Monat November 1988 arbeitete der Kläger im Jahres­
durchschnitt 100 Arbeitsstunden monatlich. Nachdem die landwirt­
schaftliche F , die den Schlachthof in großem
Umfang nutzte, ihren Betrieb zum Ende des Jahres 1988 in G

eingestellt hatte, fanden Schlachtungen nur noch in erheblich 
vermindertem Umfang statt. Bis zum 15. März 1989 zahlte die Be­
klagte dem Kläger und den übrigen Fleischbeschauern und Trichi­
nenschauern aufgrund einer Übergangsregelung die Vergütung nach 
dem bisherigen durchschnittlichen Einsatz fort. Seit dem 16. März 
1989 werden dem Kläger nur noch die tatsächlich geleisteten Ar­
beitsstunden vergütet. Für 11,5 Arbeitsstunden in der Zeit bis 
zum 21. April 1989 erhielt der Kläger 224,37 DM brutto. In der 
Zeit vom 22. April 1989 bis zum 20. Februar 1990 befand er sich 
in Erziehungsurlaub.

Der Kläger hat die Auffassung vertreten, die Beklagte sei 
verpflichtet, ihm über den 15. März 1989 hinaus den bisherigen 
monatlichen Durchschnittsverdienst fortzuzahlen. Eine Arbeitszeit 
von 100 Stunden monatlich sei durch betriebliche Übung zum Inhalt 
des Arbeitsverhältnisses geworden. Da sich nach dem Tarifvertrag
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4

die Arbeitszeit nach dem Arbeitsanfall richte, betrage die Ar­
beitszeit aber jedenfalls nach § 4 Abs. 1 BeschFG 10 Stunden wö­
chentlich. Die tarifliche Regelung enthalte keine zulässige Ab­
weichung von dieser Bestimmung und verstoße außerdem gegen die 
zwingenden gesetzlichen Vorschriften des Kündigungsrechts.

Der Kläger hat beantragt,

1. die Beklagte zu verurteilen, an ihn für 
die Zeit vom 16. März bis 21. April 1989 
1.681,63 DM brutto zu zahlen zuzüglich 4 %
Zinsen auf den Nettobetrag seit dem 26. April 
1989,

2. die Beklagte zu verurteilen, an ihn ab
21. Februar 1990 für die Dauer des Bestehens 
des Arbeitsvertrages monatlich mindestens ein 
Bruttoentgelt in Höhe von 1.524,—  DM zu zah­len.

Die Beklagte hat beantragt, 

die Klage abzuweisen.

Die Beklagte hat die Auffassung vertreten, der Kläger sei 
tarifgemäß vergütet worden und könne nicht den Lohn für eine Ar­
beitszeit von 100 Stunden monatlich bzw. 10 Stunden wöchentlich 
verlangen. Die Regelung des § 12 Satz 1 TV sei wegen des unter­
schiedlichen Schlachtaufkommens, auf das die Beklagte keinen, Ein­
fluß habe, sachlich geboten und daher wirksam. Deshalb werde nach 
§ 13 Abs. 1 Satz 1 TV Vergütung nur für die angeordnete und ge­
leistete Arbeitszeit geschuldet.
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5

Das Arbeitsgericht hat der Klage in Höhe von 598,59 DM brut­
to stattgegeben. Dies ist die Differenz zwischen dem für die Zeit 
vom 16. März 1989 bis 21. April 1989 gezahlten Betrag und einer 
Vergütung für 10 Arbeitsstunden wöchentlich. Im übrigen hat es 
die Klage abgewiesen. Das Landesarbeitsgericht hat die Berufung 
der Beklagten zurückgewiesen und auf die Berufung des Klägers 
festgestellt, daß die Beklagte verpflichtet sei, an den Kläger 
für die Dauer des Bestehens des Arbeitsverhältnisses wöchentlich 
mindestens ein Bruttogehalt von 152,40 DM zu zahlen. Gegen dieses 
Urteil hat die Beklagte Revision eingelegt. Sie begehrt weiterhin 
Klageabweisung in vollem Umfange. Der Kläger beantragt, die Revi­
sion zurückzuweisen.

E n t s c h e i d u n q s q r ü n d e  :

Die Revision hat Erfolg. Sie führt zur Aufhebung des beru­
fungsgerichtlichen Urteils und zur Abänderung des erstinstanzli­
chen Urteils, soweit das Arbeitsgericht der Klage stattgegeben 
hat. Die Klage ist in vollem Umfang unbegründet. Dem Kläger steht 
kein Anspruch auf Vergütung von mindestens 10 Arbeitsstunden wö­
chentlich zu.

I. Das Landesarbeitsgericht hat angenommen, der Kläger habe für 
die Zeit vom 16. März 1989 bis zum 21. April 1989 einen Anspruch
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auf Zahlung der Differenz zwischen der Vergütung für die tatsäch­
lich geleisteten Arbeitsstunden und der Vergütung für eine zehn­
stündige wöchentliche Arbeitszeit in unstreitiger Höhe von 598,59 
DM brutto. Die Beklagte habe sich in Annahmeverzug befunden. Da 
die Dauer der Arbeitszeit nicht festgelegt sei, sondern sich ge­
mäß § 12 Satz 1 TV nach dem Arbeitsanfall richte, gelte nach § 4 
Abs. 1 BeschFG eine Arbeitszeit von 10 Stunden wöchentlich als 
vereinbart. Die tarifliche Regelung sei nicht wirksam. Inhaltlich 
enthalte sie bereits keine von § 4 Abs. 1 BeschFG abweichende Re­
gelung. Aber selbst wenn man eine solche Abweichung annehme, sei 
die Bestimmung wegen objektiver Umgehung zwingender kündigungs- 
und kündigungsschutzrechtlicher Bestimmungen (§§ 1, 2 KSchG,
§ 622 Abs. 1 und Abs. 5, § 626 BGB) nichtig (§ 134 BGB). Die Ta­
rifvertragsparteien hätten im Hinblick auf den Bestands- und In­
haltsschutz des Arbeitsverhältnisses kein schrankenloses einsei­
tiges Bestimmungsrecht des Arbeitgebers in bezug auf die Dauer 
der Arbeitszeit normieren dürfen. Für die Zeit nach Beendigung 
des Erziehungsurlaubs bestehe eine Verpflichtung der Beklagten, 
eine Vergütung auf der Basis einer wöchentlichen 10-stündigen 
Arbeitszeit zu gewähren.

II. Diesen Ausführungen des Landesarbeitsgerichts vermag der Se­
nat nicht zu folgen. Die Beklagte ist nur verpflichtet, die ange­
ordnete und geleistete Arbeitszeit des Klägers zu vergüten. Dies 
folgt aus den auf das Arbeitsverhältnis anzuwendenden tariflichen 
Bestimmungen. Nach § 12 Satz 1 TV richtet sich die Arbeitszeit 
des Klägers nach dem Arbeitsanfall. Die Beklagte ist nur ver­
pflichtet, angeordnete und geleistete Arbeitszeit zu vergüten 
(§ 13 Abs. 1 TV). Diese Vergütung hat der Kläger für die Zeit vom
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16. März 1989 bis zum 21. April 1989 erhalten. Ein darüber hin­
ausgehender Anspruch aus Annahmeverzug (§ 615 Satz 1 BGB) steht 
dem Kläger nicht zu.

1. Nach den Feststellungen des Landesarbeitsgerichts hat sich 
das Arbeitsverhältnis nicht durch betriebliche Übung auf eine 
.Mindestarbeitszeit konkretisiert. Die Dauer der Arbeitszeit be­
stimmt sich deshalb nach den tariflichen Bestimmungen. Sie rich­
tet sich nach dem Arbeitsanfall (§ 12 Abs. 1 TV).

2. Die tarifliche Regelung weicht entgegen der Auffassung des 
Berufungsgerichts von § 4 Abs. 1 Halbsatz 2 BeschFG ab. Sie ist 
wirksam und findet auf das Arbeitsverhältnis der Parteien Anwen­
dung.

a) Entgegen der Auffassung des Landesarbeitsgerichts enthält 
§ 12 Satz 1 TV eine Bestimmung, die von der gesetzlichen Regelung 
über die Dauer der Arbeitszeit in § 4 Abs. 1 Halbsatz 2 BeschFG 
abweicht. Richtet sich die Dauer einer individualrechtlichen ver­
einbarten Arbeitszeit nach dem Arbeitsanfall, so wird durch die 
gesetzliche Vorschrift beim Fehlen einer festgelegten Dauer der 
Arbeitszeit eine Mindestdauer von zehn Stunden wöchentlich fin­
giert. Gleiches gilt jedoch nicht für eine von den Tarifvertrags­
parteien getroffene Regelung, nach der der Arbeitgeber die Dauer 
der Arbeitszeit entsprechend dem Arbeitsanfall bestimmen kann. 
Entgegen der Auffassung des Berufungsgerichts, das bei der 
Auslegung der Tarifnorm zu Unrecht die Rechtsprechung des Bundes­
arbeitsgerichts zu Individualvereinbarungen entsprechenden In­
halts (BAGE 47, 314 = AP Nr. 6 zu § 2 KSchG 1969) herangezogen
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hat, läßt sich im Wege der Tarifauslegung ein dem § 4 Abs. 1 
Halbsatz 2 BeschFG entsprechender Inhalt des § 12 Satz 1 TV nicht 
ermitteln. § 4 Abs. 1 BeschFG gilt nach seinem eindeutigen Wort­
laut nur für Vereinbarungen zwischen Arbeitgeber und Arbeitneh­
mer, nicht aber für Tarifverträge. Die tarifliche Regelung weicht 
somit von der gesetzlichen Regelung dadurch ab, daß sie dem Ar­
beitgeber ein einseitiges Bestimmungsrecht einräumt und bei 
Nichtausübung dieses Bestimmungsrechts eine Mindestdauer der Ar­
beitszeit nicht festlegt.

b) Die tarifliche Regelung ist wirksam.

aa) Die tarifliche Abweichung von § 4 Abs. 1 BeschFG ist, obwohl 
sie für den Arbeitnehmer ungünstiger ist als die gesetzliche Re­
gelung, nach § 6 Abs. 1 BeschFG zulässig. Der Wirksamkeit der Ta­
rifnorm steht auch nicht entgegen, daß der Tarifvertrag vor dem 
Inkrafttreten des Beschäftigungsförderungsgesetzes abgeschlossen 
wurde (vgl. GK-TzA-Mikosch, Art. 1 § 6 BeschFG 1985 Rz 11).

bb) Die tarifliche Regelung verstößt nicht gegen zwingende Vor­
schriften des Kündigungs- und Kündigungsschutzrechts.

Zu Unrecht stellt das Landesarbeitsgericht auf die Grund­
sätze ab, die der Siebte Senat des Bundesarbeitsgerichts im Ur­
teil vom 12. Dezember 1984 (BAGE 47, 314 = AP Nr. 6 zu § 2 KSchG 
1969) für die Wirksamkeit einzelvertraglicher Vereinbarungen auf- 
gestellt hat. Es verkennt dabei, daß die Bestimmungen des Be- 
schäftigungsförderungsgesetzes, soweit nach ihnen der Schutz, 
den die Vorschriften des Kündigungs- und Kündigungsschutzrechts
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gewähren, durch Individualabreden {§ 4 BeschFG) und weiter durch 
kollektive Vereinbarungen (§ 6 BeschFG) eingeschränkt werden 
kann, die spezielleren Regelungen sind.

Nach der genannten Entscheidung war eine einzelvertragliche 
Vereinbarung, aufgrund derer der Arbeitgeber die Arbeitszeit 
teilzeitbeschäftigter Musiklehrer an einer kommunalen Musikschule 
innerhalb eines bestimmten Rahmens einseitig ohne Fristbindung 
bestimmen konnte, wegen Umgehung des gesetzlichen Änderungskündi­
gungsschutzes (§ 2 KSchG) und des Verbotes, einzelvertraglich für 
den Arbeitnehmer eine längere Kündigungsfrist als für den Arbeit­
geber zu vereinbaren (§ 622 Abs. 5 EGB) als nichtig anzusehen. Ob 
tariflich ein einseitiges Bestimmungsrecht hinsichtlich der Dauer 
der Arbeitszeit vorgesehen werden könne, hat der Siebte Senat 
ausdrücklich offen gelassen (vgl. BAGE 47, 314, 328 = AP, aaO, zu 
II 3 d ff der Gründe).

Die vom Siebten Senat des Bundesarbeitsgerichts für einzel­
vertragliche Vereinbarungen aufgestellten Rechtsgrundsätze können 
für tarifliche Bestimmungen nach § 6 BeschFG, die zuungunsten des 
Arbeitnehmers von den Regelungen des S 4 Abs. 1 BeschFG abwei­
chen, keine Geltung beanspruchen. Nicht nur nach seinem Wortlaut, 
sondern auch nach seiner Entstehungsgeschichte ersetzt § 6 
BeschFG den sonst durch das Kündigungsrecht gewährleisteten 
Schutz des Arbeitnehmers gegen die Änderung von Arbeitsbedingun­
gen, durch die autonomen Regelungen der sachkundigen Tarifver­
tragsparteien. Dies wird auch im Schrifttum verkannt, soweit dort
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unter Bezugnahme auf das Urteil des Siebten Senats tarifliche Be­
stimmungen, nach denen der Arbeitgeber berechtigt ist, die Ar­
beitszeit einseitig nach Bedarf zu reduzieren, für nichtig gehal­
ten werden (vgl. GK-TzA-Mikosch, Art. 1 § 6 BeschFG 1985 Rz 17).

Im Gesetzentwurf der Bundesregierung zum Beschäftigungsför­
derungsgesetz 1985 (BT-Drucks. 10/2102) war für den Fall einer 
Vereinbarung, nach der Dauer und Lage der Arbeitszeit des Arbeit­
nehmers dem Arbeitsanfall angepaßt werden können, nur die in § 4 
Abs. 2 BeschFG geregelte Vorankündigungspflicht des Arbeitgebers 
vorgesehen. Die Pflicht zur Festlegung einer bestimmten Dauer der 
Arbeitszeit und die eine solche Festlegung notfalls ersetzende 
Fiktion einer wöchentlichen Arbeitszeit von zehn Stunden fehlten. 
Eine sozialverträgliche Gestaltung der Arbeitsbedingungen bei va­
riabler Arbeitszeit sollte nach dem Regierungsentwurf, wie sich 
aus seiner Begründung ergibt (aaO, S. 16, 25, 26), allein durch 
die genannte Vorankündigungspflicht des Arbeitgebers und die in 
§ 4 Abs. 2 des Entwurfs (= § 4 Abs. 3 des Gesetzes) festgelegte 
Mindestinanspruchnahme gewährleistet werden.

, Der Gesetzgeber hat diese Regelung nicht übernommen. Er hat 
vielmehr den Bedenken des Siebten Senats des Bundesarbeitsge­
richts gegen die Vereinbarung von Bedarfsarbeit durch die jetzige 
Fassung des § 4 Abs. 1 BeschFG Rechnung getragen.

Die in dieser Bestimmung geregelten Einschränkungen der Ver­
tragsfreiheit beziehen sich jedoch nur auf einzelvertragliche
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Vereinbarungen der Arbeitsvertragsparteien. Treffen die Tarif­
partner Regelungen über variable Arbeitszeit, so richtet sich de­
ren Wirksamkeit nicht nach § 4 Abs. 1 BeschFG. Dies folgt aus § 6 
Abs. 1 BeschFG. Der darin begründete Tarifvorrang wurde im Ge­
setzgebungsverfahren unverändert beibehalten. Zwar ist nach Auf­
fassung des Dritten Senats des Bundesarbeitsgerichts eine Abwei­
chung vom Eenachteiligungsverbot des § 2 Abs. 1 BeschFG durch Ta­
rifverträge vom Gesetzgeber nicht beabsichtigt worden (BAGE 62, 
334, 338 = AP Nr. 6 zu § 2 BeschFG 1985). Für eine Einschränkung 
des TarifVorrangs in bezug auf § 4 Abs. 1 BeschFG bestehen jedoch 
keine Anhaltspunkte. Nicht nur aus dem eindeutigen Gesetzeswort­
laut, sondern vor allem auch aus der Gesetzesbegründung ergibt 
sich, daß der Schutz des Arbeitnehmers bei Anwendbarkeit eines 
Tarifvertrags allein durch dessen Regelungen sichergestellt wer­
den soll. In der Begründung des Gesetzentwurfs heißt es, daß die 
Tarifvertragsparteien bei tarifvertraglichen Vereinbarungen über 
Teilzeitarbeit und deren Sonderformen sachlich gerechtfertigte 
Ausnahmebestimmungen zu den gesetzlichen Regelungen, insbesondere 
branchenspezifische Regelungen, besser als der Gesetzgeber tref­
fen können und dabei auch die Schutzinteressen der Arbeitnehmer 
ausreichend berücksichtigen (BT-Drucks., aaO, S. 26). Daraus 
folgt, daß bei Vereinbarung einer variablen Arbeitszeit auch über 
den in § 4 Abs. 1 BeschFG für einzelvertragliche Vereinbarungen 
festgelegten Rahmen hinaus tarifliche Regelungen zulässig sind. 
Dadurch, daß der Gesetzgeber dies durch die Begründung des Tarif- 
vorrangs in § 6 BeschFG zugelassen hat, hat er den durch kündi- 
gungs- und kündigungsschutzrechtliche Vorschriften im übrigen be­
gründeten Bestandsschutz insoweit eingeschränkt. Eine tarifliche 
Regelung wie § 12 Satz 1 TV, nach der sich die Arbeitszeit nicht
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vollbeschäftigter Angestellter nach dem Arbeitsanfall richtet und 
dem Arbeitgeber insoweit ein einseitiges Bestimmungsrecht hin­
sichtlich der Dauer der Arbeitszeit eingeräumt wird, verstößt 
deshalb nicht gegen zwingendes Kündigungsrecht.

cc) Die Tarifvertragsparteien haben durch die Regelung in § 12 
Satz 1 TV auch die sonstigen Grenzen ihres normativen Gestal­
tungsspielraums nicht überschritten. Es ist nicht Aufgabe der Ge­
richte zu prüfen, ob die Tarifvertragsparteien die sachgerechte­
ste und zweckmäßigste Regelung getroffen haben. Die Gerichte ha­
ben jedoch zu kontrollieren, ob durch die tarifliche Regelung die 
Grenzen der Tarifautonomie überschritten werden (vgl. BAGE 54, 
210, 213 f. = AP Nr. 3 zu § 52 BAT; BAG Urteil vom 27. November 
1991 - 4 AZR 533/89 - zur Veröffentlichung in der Fachpresse vor­
gesehen) . Diese können sich nicht nur aus zwingendem Gesetzes­
recht, sondern auch aus dem Grundgesetz, den guten Sitten oder 
tragenden Grundsätzen des Arbeitsrechts ergeben (vgl. Wiede- 
mann/Stumpf, TVG, 5. Aufl., Einl. Rz 127 ff.). Eine tarifliche 
Regelung kann deshalb auch wegen Verstoßes gegen den Grundsatz 
der Verhältnismäßigkeit rechtsunwirksam sein (BAGE 63, 100, 110 = 
AP Nr. 3 zu § 1 TVG Vorruhestand).

Dies ist vorliegend nicht der Fall. Die Tarifvertragspartei­
en tragen dadurch, daß sie dem Arbeitgeber im Geltungsbereich des 
Tarifvertrages über die Regelung der Rechtsverhältnisse der nicht 
vollbeschäftigten amtlichen Tierärzte und Fleischkontrolleure in 
öffentlichen Schlachthöfen und in Einfuhruntersuchungsstellen ein 
einseitiges Bestimmungsrecht hinsichtlich der Dauer der Arbeits­
zeit der Angestellten entsprechend dem Arbeitsanfall einräumen,
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den Besonderheiten des Betriebes öffentlicher Schlachthöfe in ge­
eigneter und erforderlicher Weise Rechnung. Die Arbeitszeit der 
Angestellten läßt sich dem wechselnden Schlachtaufkommen mit kün­
digungsrechtlichen Maßnahmen nicht anpassen. Diese könnten ihrer­
seits unverhältnismäßig sein, da bei unterschiedlichem Schlacht­
aufkommen nicht jeweils der Bestand des Arbeitsverhältnisses als 
solcher in Frage gestellt, sondern nur eine entsprechende Anpas­
sung der Arbeitszeit an den Arbeitsanfall erreicht werden soll. 
Den nicht vollbeschäftigten Angestellten, die im Geltungsbereich 
des Tarifvertrages eingestellt werden, sind diese Regelung und 
ihre Gründe zudem bereits bei der Einstellung bekannt, so daß ein 
Vertrauensschutz in bezug auf eine bestimmte Mindestdauer der Ar­
beitszeit nicht begründet werden kann. Die Tarifvertragsparteien 
verpflichten den Arbeitgeber ferner, bei Ausübung seines Gestal­
tungsrechts für eine gleichmäßige Heranziehung zur Arbeitslei­
stung zu sorgen. Dies unterliegt der gerichtlichen Kontrolle nach 
§ 315 Abs. 3 BGB. Weiter ist der Arbeitnehmer dadurch geschützt, 
daß er durch unverzügliche Anzeige geltend machen kann, er sei 
verhindert, seine Arbeit aufzunehmen (§ 12 Satz 3 TV), und so den 
Folgen des Schuldnerverzugs entgehen kann. Von dem im Berufungs­
urteil befürchteten schrankenlosen Bestimmungsrecht des Arbeit­
gebers kann somit keine Rede sein. Auch ist sichergestellt, daß 
der Angestellte, wenn er zur Arbeitsleistung herangezogen wird, 
nach § 13 Abs. 1 Satz 2 TV einen Vergütungsanspruch für minde­
stens zwei Stunden hat. Mit diesen Einschränkungen des Bestim­
mungsrechts haben die Tarifvertragsparteien eine Regelung ge­
troffen, die sich im Rahmen ihres normativen Gestaltungsspiel­
raums hält.
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c) Die Bestimmung des § 12 Satz 1 TV findet auf das Arbeitsver­
hältnis der Parteien Anwendung.

Im Geltungsbereich eines Tarifvertrags nach § 6 Abs. 1 
BeschFG gilt eine abweichende tarifliche Bestimmung nach § 6 
Abs. 2 BeschFG auch zwischen nicht tarifgebundenen Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern, wenn die Anwendung der für teilzeitbeschäftig­
te Arbeitnehmer geltenden Bestimmungen des Tarifvertrages zwi­
schen ihnen vereinbart ist.

Eine solche Vereinbarung hat die Beklagte mit dem■nicht ta- ( 
rifgebundenen Kläger getroffen. Da dieser als nicht vollbeschäf­
tigter Angestellter in der Fleisch- und Trichinenuntersuchung in 
einem öffentlichen Schlachthof beschäftigt ist, fällt er unter 
den Geltungsbereich des Tarifvertrages, von dem nur nicht vollbe­
schäftigte Angestellte erfaßt werden. Die Parteien haben deshalb 
durch die arbeitsvertragliche Bezugnahme auf die tariflichen Be­
stimmungen vereinbart, daß die zuungunsten des Klägers von § 4 
Abs. 1 Halbsatz 2 BeschFG abweichende Tarifnorm des § 12 Satz 1 
TV für den Kläger gilt.

3. Der Senat kann dahinstehen lassen, ob der auf zukünftige 
Leistung gerichtete Klageantrag zu 2) nach § 259 ZPO zulässig 
wäre. Die Besorgnis, der Schuldner werde sich der rechtzeitigen 
Leistung entziehen, wäre Prozeßvoraussetzung nur für ein der 
Klage stattgebendes Urteil (Zoller, ZPO, 17. Aufl., § 259 Rz 3).
Die Klage ist jedoch auch bezüglich dieses Klageantrags unbegrün­
det, wie sich aus den vorstehenden Ausführungen ergibt.
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III. Die Kostenentscheidung folgt aus § 91 ZPO.

Dr. Peifer Dr. Jobs .Dr. Freitag
Hilgenberg Spiegelhalter
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